re 
Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 6. 


(Nr. 2932.) Reglement uͤber die Landarmen-Pflege und die Behandlung der Landſtreicher, 
Bettler und Arbeitsſcheuen in der Kurmark. Vom 14. Januar 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


haben in Folge Unſerer Geſetze uͤber die Verpflichtung zur Armenpflege vom 
31. Dezember 1842. und uͤber die Beſtrafung der Landſtreicher, Bettler und 
Arbeitsſcheuen vom 6. Januar 1843. die aͤlteren Reglements uͤber das Land⸗ 
armenweſen der Kurmark einer Reviſion unterwerfen laſſen und verordnen, nach 
Anhörung Unſerer getreuen Staͤnde der Kurmark, uͤber die anderweitige Re⸗ 
ulirung der Vorſchriften wegen Behandlung der Landarmen, Landſtreicher, 
Bettler und Arbeitsſcheuen in dem Bereiche des Kurmaͤrkiſchen Landarmen⸗ 
Verbandes, unter Aufhebung des Landarmen- und Invaliden⸗Reglements für 
die Kurmark vom 16. Juni 1791. und des durch die Order vom 8. März 
1828. genehmigten Regulativs wegen Einrichtung der ſtaͤndiſchen Landarmen— 
Direktion der Kurmark vom 13. Maͤrz 1828., was folgt: 


§. 1. 
„Der Landarmen⸗Verband der Kurmark umfaßt: 

A. ſaͤmmtliche zum Regierungsbezirk Potsdam gehörende Kreiſe und darin 
belegene Städte der Mittelmark, Priegnitz und Uckermark in ihrer jetzi⸗ 
gen Begraͤnzung und mit Einſchluß der den Kreiſen Zauch-Belzig und 
Juͤterbogk⸗Luckenwalde zugelegten vormals Saͤchſiſchen Diſtrikte und 
Enklaven, mithin die 14 Kreiſe 

Weſtpriegnitz, 

Oſtpriegnitz, 

Weſthavelland, einſchließlich der Stadt Brandenburg, 
Oſthavelland, 

Ruppin, 

Ober Barnim, 

Nieder - Barnim, 


Teltow, 
Zauch = Belzig, 
Jahrgang 1848. (Ir. 2932.) 7 Juter⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 25. Februar 1848. 


J. Umfang des 
Verbandes. 


— 38 — 


Juͤterbogk-⸗Luckenwalde, 

Angermuͤnde, 

Templin, 

Dee und 

Beeskow⸗Storkow; 

B. im Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O.: 
den Lebusſchen Kreis in ſeiner alten Begraͤnzung. 
Der Zeitpunkt des Anſchluſſes der dem Verbande neu e 

in den Kreiſen Zeuch ⸗Velzig und Juͤterbogk⸗Luckenwalde belegenen vormals 
Saͤchſiſchen Diſtrikte und Enklaven wird auf den 1. Januar 1848. feſt⸗ 


eſetzt. . - ; 

l Ausgeſchloſſen von dieſem Verbande bleiben jedoch die Staͤdte Berlin, 
Potsdam und Frankfurt a. d. O., welche beſondere Landarmen-Verbaͤnde 
bilden. 

Die Auflöfung des Landarmen-Verbandes der Kurmark oder die Tren⸗ 
nung einzelner Theile von demſelben, ſowie umgekehrt deſſen Erweiterung uͤber 
die oben angegebenen Graͤnzen, iſt ohne Anhörung Unſerer Stände und ohne 
Unſere ausdruͤckliche Genehmigung nicht geſtattet. 


H. 2. 
3 Die Zwecke des Landarmen⸗Verbandes der Kurmark erſtrecken ſich: 
Algemeinen. A. auf die Ausübung der Provinzial⸗Landarmen⸗Pflege für die zur Aſſo⸗ 
ziation gehörenden Landestheile, nach Maaßgabe Unſeres Geſetzes vom 
31. Dezember 1842.; 
B. auf die Ausuͤbung des Straf- und Korrektionsverfahrens gegen die in 
denſelben aufgegriffenen Landſtreicher, Bettler und Arbeitsſcheuen, nach 
Maaßgabe Unſeres Geſetzes vom 6. Januar 1843., und 
C. auf die Heilung und ſichere Verwahrung der Geiſteskranken aus den 
aſſozürten Ortſchaften. 0 
Zur Erfüllung dieſer Zwecke dienen dem Landarmen-Verbande die 
Anſtalten zu Strausberg, Prenzlau, Neu-Ruppin und Wittſtock. 


Die für dieſe Anſtalten beſtehenden beſonderen Reglements und Inſtruk⸗ 
tionen ſollen, mit Zuziehung der Staͤnde, ebenfalls einer Reviſion unterworfen 
werden, um ſie mit den Vorſchriften dieſes allgemeinen Reglements in Ueber— 
einſtimmung zu bringen. 


§. 3. 


im Bildung Zur Erreichung der in dem vorſtehenden Paragraphen bemerkten Zwecke 
armen- Fonds. Und zur Beſtreitung der Koſten der Verwaltung iſt ein Landarmen⸗Fonds ge: 
bildet, welcher bei der Landarmen⸗Hauptkaſſe zu Berlin und beziehungsweiſe bei 
den Spezialkaſſen der einzelnen Landarmen- und Korrektionsanſtalten des Verban— 


des verwaltet wird. 
Zu demſelben fließen: 
A. die 3 Baarſchaft der Landarmen und Korrigenden (F. 4.); 
B. die Arbeitsverdienſte derſelben ($. 5.); 
| C. die 


C. die Einnahmen aus dem Erbrechte der Landarmen⸗Anſtalten ($. 6.); 
D. die Landarmen⸗Beitraͤge (F. 7.). 


$. 4. 

Das an die Landarmen- und Korrektionsanſtalten bei Einbringung der A. Die einge- 
Landarmen und Korrigenden mit abgelieferte baare Vermoͤgen derſelben wird, chat der 
ſoweit ihr Arbeitsverdienſt die Transport-, Detentions⸗, Verpflegungs⸗ und Be⸗ Landamen 
kleidungskoſten derſelben nicht zu decken vermag, zur Tilgung dieſer Koſten mit nt 
5 und nur der Reſt bei der dereinſtigen Entlaffung ihnen zuruͤck⸗ 
gezahlt. 


§. 5. 

Ein Jeder, welcher in den Landarmen- und Korrektionsanſtalten des B. Dienrbeie⸗ 

Verbandes feine Verpflegung findet, beziehungsweiſe Behufs Abbuͤßung der Lanta ber 
gegen ihn erkannten Strafe oder zur Korrektion in denſelben detinirt wird, iſt und Konigen⸗ 
nach feinen Kraͤften zur Arbeit verpflichtet und muß den Verdienſt derſelben, den. 
117 Deckung der Koſten ſeiner Verpflegung und Detention, der Anſtalt 
uͤberlaſſen. 
Die Anſtaltsbehoͤrden haben jedoch dafür Sorge zu tragen, daß den de⸗ 
tinirten Pfleglingen und Korrigenden zugleich die Möglichkeit zur Erwerbung 
eines Ueberverdienſtes verſchafft werde, welcher, ſoweit er waͤhrend der Deten⸗ 
tionszeit zur Beſchaffung erlaubter Genuͤſſe von den Verwaltungsbehoͤrden nicht 
fiir ſie verwendet worden, zu einem ihre kuͤnftige ſelbſtſtaͤndige Subſiſtenz er⸗ 
leichternden Fonds allmaͤlig angeſammelt und bei ihrer Entlaſſung aus der An⸗ 
ſtalt ihnen ausgehaͤndigt wird, bis dahin aber ihrer Dispoſition entzogen und 
derjenigen der Anſtaltsbehoͤrde unterworfen bleibt. Die Beſtimmung der Ar⸗ 
beitsgattungen bleibt der Verwaltungsbehoͤrde lediglich uͤberlaſſen. 


H. 6. 


Auf den eigenthumlichen freien Nachlaß der in die Landarmenanſtalten C. Erbrecht der 
zur Verpflegung aufgenommenen und in denſelben verftorbenen Landarmen ſteht daun Koch. 
dem Landarmen-Verbande ein Erbrecht zu, tiber deſſen Ausdehnung und Ber tions - An- 
ſchraͤnkungen die allgemeinen Vorſchriften in den $$. 50. seg. Tit. 19. Th. II. falten 
des Allgemeinen Landrechts lediglich maaßgebend ſind. 

Auf den Nachlaß der in die Korrektionsanſtalten zur Strafe oder Kor⸗ 
rektion eingelieferten und in denſelben verſtorbenen Landſtreicher, Bettler und 
Arbeitsſcheuen ſteht dagegen dem Landarmen⸗Verbande ein Erbrecht nicht fer⸗ 
ner zu. Die Korrektionsanſtalten deſſelben ſind jedoch berechtigt, auf Abſchlag 
ihrer nach Abrechnung des Arbeitsverdienſtes nicht gedeckten Koſten fuͤr einen 
zur Strafe oder Korrektion eingelieferten und im Hauſe verſtorbenen Land⸗ 
ſtreicher, Bettler oder Arbeitsſcheuen den erworbenen Ueberverdienſt deſſelben 
und ſeine mitgebrachten baaren Gelder und ſonſtigen, von den Anſtaltsbeamten 
gewiſſenhaft zu tarirenden Effekten, ohne Verpflichtung zu einer Einlaſſung auf 
die gerichtliche Nachlaßregulirung, eigenthuͤmlich zuruͤckzubehalten, und nur den 
nach erfolgter Deckung jener Koſten * Ueberreſt an die den 1 
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laß regulirende Behörde, oder die legitimirten Erben abzuliefern, denen auf Ver⸗ 
langen deshalb der erforderliche Nachweis gegeben werden ſoll. 


K 7, 


„Soweit die in den vorhergehenden §§. 4 — 6. gedachten Einnahmen 
nicht hinreichen, die Verwaltung des Landarmen- und Korrigendenweſens zu 
erhalten, find die Koſten derſelben von den affozüirten Landestheilen durch jaͤhr⸗ 
liche Beitraͤge nach Maaßgabe des jederzeit gultigen, von Uns beſtätigten Ta⸗ 
rifs und der damit veroͤffentlichten Grundfähe über die Art der Aufbringung 
und Abfuͤhrung der Beitraͤge zu beſchaffen. 

5 Vorlaͤufig ſollen in dieſer Beziehung die bisherigen Saͤtze forterhoben 
werden. 


$. 8. 

Die Zuſchuͤſſe, welche die affozürten Staͤdte als Sublevation bei Auf⸗ 
bringung der Landarmen-Beitraͤge fruͤher aus der Kurmaͤrkiſchen Staͤdtekaſſe, 
und ſeit deren Aufhebung aus Staatsfonds jaͤhrlich bezogen haben, wollen 
Wir denſelben auch ferner in dem jetzigen Betrage aus letztern zahlen laſſen. 


$ 9. 

Um den rechtzeitigen Eingang der Landarmen-Beitraͤge zu fichern, ſollen 
die Landräthe dieſelben durch eben die exekutiviſchen Mittel aden bee 
ſein, die ihnen zur Beitreibung der direkten Staatsſteuern geſtattet ſind, und 
eben jo ſollen die Magifträte in den Städten die Reſtanten zur Entrichtung 
ihrer Beiträge durch Exekution anzuhalten Macht haben. 


$. 10, 


Um dem Landarmen⸗Inſtitute der Kurmark alle Koſten zu erſparen, 
welche nicht die Verwaltung der Landarmen-Anſtalten ſelbſt und des Land⸗ 
armenweſens nothwendig macht, wollen Wir die demſelben durch das Regle— 
ment vom 16. Juni 1791. bewilligte Befreiung von Poſtporto und von Spor⸗ 
teln und Stempeln in Prozeſſen und ſonſtigen Rechtsangelegenheiten auch fer: 
ner zuſichern. 

Die Poſtfreiheit befiimmen Wir in dem Maaße, daß dieſelbe der Land⸗ 
armen⸗Direktion, den Landarmen- und Irrenanſtalten und den dabei konkurri— 
renden Behörden ſowohl bei der rein amtlichen Korreſpondenz zwiſchen den ge⸗ 
dachten Landarmen-Anſtalten und anderen öffentlichen Behörden, als bei Geld— 
verſendungen an Landarmen-Geldbeitraͤgen, Zuſchuͤſſen zur Landarmen-Verpfle⸗ 
gung aus Staatsfonds, Erſtattung von Auslagen an andere Behoͤrden, oder 
Ueberſendung von Unterftügungsgeldern an Behoͤrden oder Privatperſonen, im⸗ 
gleichen bei Verſendungen von Akten oder Rechnungen in allen die Ausuͤbung 
dieſes Reglements betreffenden Faͤllen zukommen ſoll; doch muͤſſen alle Briefe 
oder Pakete mit einem öffentlichen Siegel verſiegelt und mit der Aufſchrift: 
„Kurmaͤrkiſche Landarmen-Sache“, verſehen fein. Portopflichtig bleiben dage— 
gen die Sendungen, welche das Privatintereſſe der in die Landarmen-Anſtalten 
aufgenommenen Individuen oder der betheiligten einzelnen Kommunen betreffen, 

im» 


* 


imgleichen alle Sendungen in Bezug auf den kaufmaͤnniſchen Geſchäftsbetrieb 
der Anſtalten, ſowie in Bezug auf die Verwaltung des Grund⸗ und Kapital⸗ 
Vermoͤgens derſelben. 


§. 11. 

Dagegen ſteht dem Landarmen-Inſtitut ein Anſpruch auf Befreiung 
von den Konſumtionsſteuern, namentlich von der Mahl- und Schlachtſteuer, 
nicht ferner zu. 

N In wieweit Wir demſelben eine ſolche gleichwohl aus Gnaden bewilli— 
gen wollen, bleibt Unſerer beſonderen Beſtimmung vorbehalten. 


H. 1% 


Nachdem bereits Unſeres in Gott ruhenden Herrn Vaters Majeſtaͤt den w. Innere 


getreuen Staͤnden der zu einem Landarmen-Verbande der Kurmark aſſozürten 
Landestheile die eigene Verwaltung der Landarmen? Anftalten unter Kontrole 
und Oberaufſicht der Staatsbehoͤrden durch den Landtagsabſchied vom 17. Aus 
uſt 1825. an die zum erſten Provinziallandtage verſammelt geweſenen Staͤnde 
der Mark Brandenburg und des Markgrafthums Niederlauſitz zuruͤckgegeben 
haben, wollen Wir es hierbei gern bewenden laſſen. 

Es ſoll ſich dieſe Verwaltung nicht nur auf die geſammten Finanz und 
oͤkonomiſchen Verhaͤltniſſe der beſtehenden Landarmen-, Irren- und Korrektions⸗ 
anſtalten des Verbandes, ſondern zugleich auf die Ausuͤbung der auf das 
Landarmenweſen und die Korrektion der Landſtreicher, Bettler und Arbeits- 
ſcheuen abzielenden landespolizeilichen Funktionen innerhalb der Graͤnzen des 
4 erſtrecken, und eine permanente ſtaͤndiſche Behörde derſelben vor— 

ehen. 


$. 13. 


Bei der Verwaltung der Finanz⸗ und oͤkonomiſchen Verhaltniſſe iſt dieſe, 
Behörde zunaͤchſt dem Kommunallandtage der Kurmark untergeordnet. 

Derſelbe hat demgemaͤß die von der Verwaltungsbehoͤrde entworfenen 
Einnahme- und Ausgabe-Etats zu revidiren und feſtzuſetzen, die von derſelben 
mit einer Generalnachweiſung uͤber die Reſultate der Verwaltung in dem ab⸗ 
gelaufenen Jahre vorzulegenden Jahresrechnungen zu revidiren, zu moniren 
und zu dechargiren, die Landarmen⸗Beitraͤge, wenn fie ſich zu dem nach H. 7. 
ermittelten Betrage durch das Beduͤrfniß nicht als erforderlich herausſtellen 
ſollten, zu ermaͤßigen oder auch im Falle ihrer Unzulaͤnglichkeit uͤber den nach 
H. 7. ermittelten Betrag durch verhältnißmäßig gleich hohe, alle Verbandsmit⸗ 
glieder treffende Zuſchlagsprozente zu erhöhen, und endlich uͤber Maaßregeln 
wegen Erweiterung und Veränderung der beſtehenden Anſtalten zu beſchließen. 
Die hierüber gefaßten Beſchluͤſſe des Kommunallandtages ſind jedoch in dem 
verfaſſungsmaͤßigen Wege zur Beſtaͤtigung einzureichen. 


$. 14. 


Bei der Ausübung der der ſtändiſchen Behörde uͤberwieſenen landespo— 
lizeilichen Funktionen in Beziehung auf das Landarmen⸗ und , 
(Nr. 2932.) 1 
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ift dagegen dieſelbe den Staatsbehoͤrden, und zwar zunaͤchſt dem Oberpraͤſiden⸗ 
ten der Provinz unmittelbar untergeordnet. 

Derſelbe hat daher auf alle in dieſer Beziehun gegen die ſtaͤndiſche Ver⸗ 
waltungsbehoͤrde erhobenen Beſchwerden in der Rekursinſtanz zu entſcheiden. 
In der weiteren Inſtanz geht die Entſcheidung an das Miniſterium des 
Innern. 

Streitigkeiten zwiſchen dem Landarmen⸗Verbande und einzelnen zu dem— 
ſelben gehörenden Ortsarmen-Verbaͤnden über die Verpflichtung zur Armen— 
pflege hat jedoch in dem Falle des H. 34. des Geſetzes vom 31. Dezember 1842. 
die Regierung zu Potsdam als Landes-Polizeibehoͤrde zu entſcheiden. 


$. 15. 


Die laufende Verwaltung des kurmaͤrkiſchen Landarmen- und Korrigen⸗ 
denweſens und der dafür errichteten Landarmen⸗, Irren- und Korrektions⸗ 
anſtalten ſowohl in den finanziellen und oͤkonomiſchen, als den landespolizeili— 
chen Beziehungen wird von der unter dem Namen 

„Staͤndiſche Landarmen⸗Direktion der Kurmark“ 
dafür ſchon beſtehenden Behörde auch ferner ausgeübt. 

Sie iſt aus drei Mitgliedern zuſammengeſetzt, welche in einem zum Kur⸗ 
maͤrkiſchen Landarmen-Verbande georges Orte Grundeigenthum beſitzen und 
mithin Theilnehmer an der Aſſoziation ſein muͤſſen. 

Das Reſſort der Landarmen-Direktion umfaßt die geſammte dußere 
Verwaltung der dem Verbande gehoͤrenden Fonds und Anſtalten, und die 
zweckmaͤßige Behandlung und Beſchaͤftigung der in dieſe Anſtalt aufgenomme⸗ 
nen Pfleglinge und Korrigenden, nach Maaßgabe der Verſchiedenheit des 
Grundes ihrer Aufnahme und nach naͤherer Anleitung der fuͤr die einzelnen 
Anſtalten beſtehenden, oder noch zu erlaſſenden beſonderen Reglements und 
Inſtruktionen. Sie bedient ſich hierbei der in den H. 20. bis 22. erwaͤhnten 
Organe und Unterbehoͤrden. 

„Außerdem haben auch die Kreis-Landraͤthe und die Ortsbehoͤrden den 
Requiſitionen der Landarmen-Direktion gebuͤhrende Folge zu leiſten. 


$. 16, 


‚. zur unmiftelbaren Ausübung der Oberaufficht und Kontrole des Staats 
bei den der ſtaͤndiſchen Landarmen- Direktion in Beziehung auf das Landar⸗ 
men- und Korrigendenweſen uͤberwieſenen landes polizeilichen Befugniſſen wollen 
Wir ferner der Direktion einen Unſerer Staatsbeamten als Unſeren Kommiſ— 
ſarius zuordnen. 

In dieſer Eigenſchaft nimmt derſelbe, ſo oft er es fuͤr gut befindet, an 
den Berathungen der Direktion Theil. Er uͤbt indeſſen keine Mitverwaltung, ſon⸗ 
dern, ohne poſitive Einwirkung, nur die Kontrole uͤber die Geſetzmaͤßigkeit des 
le 2 insbefondere zur Wahrnehmung des landespolizeilichen Inter— 
eſſes aus. 

In dieſer Hinſicht wird derſelbe vorzuͤglich eine gleichfoͤrmige Richtung 
mit den übrigen Gegenſtaͤnden der Sicherheits- und Armenpolizei, die von 

a Un⸗ 
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Unſeren Regierungen geleitet werden, zu befördern und Meinungs⸗Verſchieden⸗ 
heiten zu vermitteln haben. | 

Findet der Kommiſſarius Bedenken bei Befchlüffen der Direktion und ift 
eine Einigung nicht zu erreichen, fo muß deshalb an die vorgeſetzte Inſtanz 
zur Entſcheidung berichtet werden, einſtweilen darf aber die irektion nichts 

egen den Widerſpruch des Erſteren verfügen, vielmehr hat fie in eiligen Faͤl⸗ 
en ihre raspregein fo zu nehmen, daß demſelben und der deshalb zu erwar⸗ 
tenden höheren Entſcheidung nicht vorgegriffen werde. 

Alle Inſtanz⸗Berichte der Landarmen⸗Direktion gehen durch die Hände 
dieſes Unſeres Kommiſſarius zur Durchſicht und etwanigen Hinzufuͤgung ſei⸗ 
nes Gutachtens, desgleichen gehen alle Verfügungen der vorgeſetzten Behörde 
an die Landarmen-Direktion bei demſelben durch. 


$. 17. 


Die Wahl der Mitglieder der Landarmen⸗Direktion und unter ihnen Wahl und 
des Vorſitzenden derſelben erfolgt, ohne Ruͤckſicht auf das gewöhnliche Reprä⸗ „ 
ſentations-Verhaͤltniß der drei Stände, durch den Kommunal⸗Landtag der . 
Kurmark; deren Beſtaͤtigung behalten Wir Uns jedoch Allerhoͤchſtſelbſt vor. 

Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre, und zwar dergeſtalt, daß alle zwei 
Jahre ein Mitglied ausſcheidet, fuͤr welches alsdann eine neue Wahl oder 
Verlaͤngerung der Dienſtzeit erfolgen muß. Scheidet der Vorſitzende aus, ſo 
19 5 1 einer neuen Wahl zugleich beſtimmt, wer alsdann den Vor: 
itz fuͤhrl. . 

Die Reihefolge des erſten Ausſcheidens wird, bei ermangelnder Vereini⸗ 
gung unter den Direktoren, durch das Loos beſtimmt. 


§. 18. 


Die Landarmen⸗ Direktion der Kurmark hat ihren Sitz in Berlin, ihr Sig und oe 
Geſchaͤftslokal iſt im Landſchaftshauſe daſelbſt, in welchem nicht nur ihre Ver- Hitsführns 
ſammlungen gehalten werden, ſondern auch die Kaffe und Regiſtratur ſich be⸗ 2 
finden. Der vorſitzende Landarmen-Direktor muß feinen Wohnſitz in Berlin 


han- e 950 

Die Direktion muß ſich in der Regel in jedem Monate einmal in ihrem 
Geſchaͤftslokale zur Berathung und Beſchlußnahme über generelle Angelegen- 
heiten und beſonders wichtige und zweifelhafte Spezialfaͤlle in regelmaͤßigen 
Seſſionen verſammeln, an welchen Unſer Kommiſſarius zur Wahrnehmung der 
landes polizeilichen Intereſſen nach näherer Vorſchrift des H. 16. Theil neh: 
men wird. 

In dieſen oder etwanigen außerordentlichen Verſammlungen ſind die 
Verhandlungen kollegialiſch, und es wird durch Stimmenmehrheit der Direk— 
toren entſchieden. Bei gleichen Stimmen giebt die Stimme des Vorſitzenden, 
und in etwaniger Abweſenheit deſſelben die Stimme des anweſenden, nach den 
Dienſtjahren aͤlteſten Direktors den Ausſchlag. 

Die naheren Beſtimmungen über den Geſchaͤftsbetrieb bei der Land⸗ 
armen⸗Direktion bleiben der von dem Kommunallandtage der Kurmark zu ent 
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werfenden und von Unſerem Minifter des Innern zu beftätigenden Geſchaͤfts⸗ 
Anweiſung fuͤr dieſelbe vorbehalten. 


$. 19. 


Die Landarmen⸗Hauptkaſſe, bei welcher ein Rendant und ein Kontroleur 
angeſtellt ſind, muß in einem jeden Monate von einem Mitgliede der Direktion, 
und zwar an demſelben Tage, an welchem die Reviſion Unſerer Hauptkaſſen 
in Berlin nach den dieſerhalb von Uns erlaſſenen Beſtimmungen ſtattfindet, 
ordentlich, außerdem aber auch wenigſtens einmal in jedem Jahre zu unge⸗ 
woͤhnlicher Zeit, nach der Anordnung des Vorſitzenden, außerordentlich revidirt 
werden. 

Zu dem Depoſitorium, welches mit drei verſchiedenen Schlöffern verſehen 
ſein muß, fuͤhren der mit Verwaltung deſſelben zu leich beauftragte Rendant 
der Landarmen-Hauptkaſſe, der Vorſitzende und der ontroleur ein Jeder einen 
Schluͤſſel. 


§. 20. 


Jeder unter der Verwaltung der Landarmen-Direktion ſtehenden Anſtalt 
in der Provinz iſt zunaͤchſt ein aſſozürter, zur Standſchaft berechtigter Grund: 
beſitzer als ſtaͤndiſcher Kommiſſarius vorgeſetzt, welcher als Organ der Direktion 
die naͤchſte Aufſicht über die betreffende Anſtalt zu führen hat. Er wird von 
der Landarmen⸗Direktion gewählt und dem Kommunallandtage zur Betätigung 
vorgeſchlagen. Als Organ der Direktion iſt er verpflichtet, neben der allgemei⸗ 
nen Beaufſichtigung der Anſtalt auch die ihm in Bezug auf dieſelbe von der 
Direktion zu ertheilenden ſpeziellen Auftraͤge auszurichten. Inſonderheit muß 
er monatlich die Kaſſe des ſeiner Aufſicht anvertrauten Hauſes vorſchriftsmaͤßig 
revidiren und die Reviſionsprotokolle an die Landarmen-Direktion einſenden. 
Bei Gelegenheit dieſer Kaſſenreviſionen, oder auch zu jeder anderen, ihm belie⸗ 
bigen Zeit hat er von Allem, was im Laufe des verwichenen Monats oder in 
der Zwiſchenzeit in der Anſtalt vorgefallen und von Erheblichkeit iſt, Kenntniß 
zu nehmen und ſich vortragen zu laſſen, ſowie denn auch die Verwaltungs⸗ 
Behoͤrde bei außerordentlichen Vorfaͤllen in der Zwiſchenzeit bei ihm anzufra⸗ 
gen verpflichtet ift. Ueber ſolche außerordentliche Vorfälle, über etwanige Ver- 
beſſerungsvorſchlaͤge und uͤber das Ergebniß der aus eigener Veranlaſſung oder 
auf Anordnung der Direktion von ihm vorzunehmenden Reviſionen der Anſtalt 
muß er an die Landarmen⸗Direktion berichten und deren Beſcheid einholen. 

Die Berichte der Verwaltungsbehoͤrde der Anſtalt an die Direktion, ſo⸗ 
wie die Verfügungen der Letzteren an jene in allen generellen, die Anſtalt be⸗ 
treffenden Angelegenheiten muͤſſen bei ihm, die Berichte zur Beifuͤgung ſeines 
etwanigen Gutachtens, durchgehen. 


$. 21. 


Der Verwaltung jeder einzelnen Anſtalt ſteht unter der beſtaͤndigen Auf- 
ſicht und Kontrole der Landarmen-Direktion eine Inſpektion vor, welche aus 
einem, oder wo es das Beduͤrfniß erheiſcht, aus zwei Mitgliedern beſteht, von 
welchen jedoch das zweite dem erſten Anſtaltsbeamten nur zur Aſſiſtenz 2 der 
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Verwaltung, und namentlich als Kontroleur bei der Kaffe zugeordnet iſt, ohne 
bei der Verwaltung ſelbſt ſtimmberechtigt zu fein, für welche vielmehr die Ent: 
ſcheidung des erſten Anſtaltsbeamten, bis zu einer etwaigen Aufhebung oder 
Aenderung derſelben durch den ſtaͤndiſchen Kommiſſarius der Landarmen-Direk⸗ 
tion, oder durch dieſe ſelbſt, allein maaßgebend bleibt. 

Der Inſpektion iſt die ganze oͤkonomiſche Direktion des Hauſes, die Ver⸗ 
ſorgung deſſelben mit Lebensmitteln und Arbeitsmaterial, die angemeſſene Be— 
nutzung der vorhandenen Arbeitskraͤfte zum Vortheil des Hauſes und das Kaſſen⸗ 
und Rechnungsweſen derſelben, imgleichen endlich die Handhabung der Haus⸗ 
polizei und der Disziplin uͤber die Pfleglinge und Detinirten des Hauſes anvertraut. 


§. 22. 
Mit der Seelſorge wird bei jeder Anſtalt ein Geiſtlicher und mit der Szelſorger 
leiblichen Pflege ein Arzt widerruflich beauftragt. ee 
H. 2 


Eine eigene Jurisdiktion ſteht dem Landarmen-Verbande nicht zu. Durch. Jurisdiktion 
die Aufnahme enes Landarmen oder Korrigenden in die Anſtalt wird eine nen, 3 
Veraͤnderung des Gerichtsſtandes nicht herbeigefuͤhrt. des. 

Bei den in den Landarmen- und Korrektionsanſtalten veruͤbten Verbre— 
chen fallen die Unterſuchungskoſten, ſoweit dieſelben von dem forum delicti 


commissi zu tragen ſind, dem Kriminalfonds zur Laſt. 
$. 24. 


Die Beamten der einzelnen Anſtalten, mit alleiniger Ausnahme des erſten Wahl und 
Inſpektionsbeamten einer jeden (F. 21.) ſtellt die Landarmen⸗Direktion nach aug geren. 
eigenem Ermeſſen an, hat jedoch von den eintretenden Wechſeln in denſelben fo- ftalts-Bcam- 
wohl dem Oberpraͤſidenten der Provinz, als auch dem Kommunal- Landtage ken. 
der Kurmark Anzeige zu erſtatten. Dagegen tritt bei Anſtellung der gedachten 
erſten Inſpektionsbeamten in ſofern eine Mitwirkung des Kommunal-Landtages 
ein, als die Beſetzung dieſer Stellen bei eintretenden Vakanzen Seitens der 
Landarmen⸗Direktion nur vorlaͤufig und unter Vorbehalt der Beſtaͤtigung durch 
den naͤchſten Kommunal⸗Landtag, bei dem dieſelbe zu dieſem Behufe in Antrag 
zu bringen iſt, erfolgt. 

Auch von der vorlaͤuſigen Beſetzung muß die Landarmen-Direktion dem 
Oberpraͤſidenten ſogleich Anzeige machen. 

Die nach H. 2. einer Reviſion zu unterwerfenden beſonderen Reglements 
und Inſtruktionen der einzelnen Anſtalten werden zugleich ausfuͤhrlichere Ge— 
ſchaͤftsanweiſungen fuͤr die Beamten derſelben enthalten. 


$. 25. 


Die Wahl und Anftellung des nach ihrer Ueberzeugung jederzeit nöthie Subaltern- 
gen Subalternperſonals ſowohl bei der Landarmen-Direktion ſelbſt, als bei den . 
verſchiedenen Anſtaltsinſpektionen bleibt der Landarmen=Direftion innerhalb der 
ihr durch den Etat geſetzten Schranken lediglich uͤberlaſſen; doch iſt fie hierbei 
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an die beftehenden allgemeinen Vorſchriften, wegen Beruͤckſichtigung der zu 
einer Zivilverſorgung berechtigten Militairperſonen bei Beſetzung der Subaltern⸗ 
ſtellen gebunden. 

$. 20. 

V. Von den Fuͤr die Verpflichtungen des Landarmen⸗Verbandes der Kurmark in Be⸗ 
Sweden s treff der Grfüllung der Landarmenpflege innerhalb des Bezirks der bei dem: 
Verbandes ſelben aſſozürten Landestheile, ſowie in Betreff der Unterſtuͤtzung der zu dem⸗ 
im Defon- ſelben gehörigen Ortsarmen⸗Verbaͤnde bei Ausuͤbung der Ortsarmenpflege, find 

. Landamen-die Beſtimmungen des Geſetzes über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 
pflege, 31. Dezember 1842. lediglich maaßgebend. 


§. 27. 


Nimmt eine Gemeinde auf den Grund des H. 14. des vorgedachten 
Geſetzes die Beihuͤlfe des Landarmen-Verbandes zur Verpflegung eines ihr 
zur Laſt fallenden Ortsarmen, wegen angeblichen Unvermoͤgens in Anſpruch, 
und wird dieſer Anſpruch von der Landarmen⸗Direktion nach den obwaltenden 
Verhaͤltniſſen für begründet nicht anerkannt, ſo iſt von dem Oberpraͤſidenten 
daruͤber zu entſcheiden, nachdem das behauptete Unvermoͤgen und der Betrag, 
welchen die Gemeinde ohne ihren Ruin aus eigenen Mitteln dazu verwenden 
kann, durch die betreffende Regierung naͤher eroͤrtert und feſtgeſetzt iſt. 


$. 28. 


Von der freien Beſtimmung der Landarmen⸗Direktion hängt es ab, ob 
fie die der Fuͤrſorge des Landarmen-Verbandes anheimfallenden Armen den⸗ 
jenigen zum Verbande gehörenden Gemeinden oder Gutsherrſchaften, in deren 
Bezirke ſich dieſelben zuͤr Zeit des Eintritts ihrer Huͤlfsbeduͤrftigkeit befinden, 
egen eine angemeſſene ee een uͤberweiſen, oder fie zur eigenen 
Verpflegung in ein Landarmenhaus uͤbernehmen will. Die Eigenſchaft derfel- 
ben als Landarmen wird jedoch im erſtern Falle durch die Ueberweiſung nicht 
veraͤndert. 


H. 29. 


Der Abſendung eines Armen in das Landarmenhaus muß daher deſſen 
Anmeldung bei der Landarmen⸗Direktion durch die Polizeibehoͤrde des Orts, in 
welchem die Huͤlfsbeduͤrftigkeit des Armen eingetreten iſt und die Erklaͤrung 
der Erſteren, daß ſie zu deſſen Aufnahme bereit ſei, in der Regel vorhergehen. 

Der Anmeldung muß eine ausfuͤhrliche Vernehmungsverhandlung uͤber 
die heimathlichen und perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe des Angemeldeten jedesmal bei⸗ 
gefuͤgt ſein. 

$. 30. 

Entſcheidet ſich die Landarmen-Direktion fuͤr die Aufnahme des Armen 
in ein Landarmenhaus, ſo bedarf es in der Regel, und ſofern ſich der Letztere 
nicht ſchon eines vagabondirenden Lebens, der Bettelei oder eines ſonſtigen 


Vergehens verdaͤchtig gemacht haben ſollte, eines begleitenden Transports Kr 
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ſondern der dem Hauſe uͤberwieſene Arme wird auf ſeiner Reiſe dorthin ſich 
ſelbſt uͤberlaſſen, der ihm mitzugebende Paß jedoch auf die naͤchſte Reiſeroute 
beſchraͤnkt. 

Sollten aber koͤrperliche Schwaͤche oder andere Ruͤckſichten die Reiſe 
zu Fuß, auch in kurzen Tagereiſen nicht geſtatten, ſo wird er durch eine Fuhre 
in das Haus befördert, für welche jedoch ein Zweigeſpann nur in dem Falle 
zu geſtatten iſt, daß nach der pflichtmaͤßigen Beſcheinigung der Ortspolizei⸗ 
Behörde eine einſpaͤnnige Fuhre nicht zu erlangen fein ſollte. 


$. 31. 


Die Reiſe- und Zehrungskoſten find von der Gemeinde oder Gutsherr⸗ 
ſchaft, welche die Abſendung bewirkt, vorzuſchießen, von der Landarmen⸗Direk⸗ 
tion aber zu verguͤten, ſofern nicht der Ueberwieſene ein auf den Grund der 
Hö. 14. und 16. des Geſetzes vom 31. Dezember 1842. uͤbernommener Orts⸗ 
armer ſein ſollte; in welchem Falle jene Koſten von dem betreffenden Orts— 
Armen⸗Verbande zu tragen find. 


32 
Soweit die beſtehenden Landarmen-Haͤuſer der Kurmark die gemeinſchaft⸗ 
liche Beſtimmung fuͤr die Verpflegung der Landarmen und fuͤr die Unterbrin⸗ 
ung der Korrigenden noch haben oder kuͤnftig erhalten ſollten, muͤſſen die 
Raume, welche in denſelben beiden, von einander weſentlich verſchiedenen Gat⸗ 
tungen von Detinirten angewieſen ſind, ſtreng von einander geſondert ſein. 
Auch muͤſſen die Armen eine fie von den Korrigenden unterſcheidende 
Kleidung erhalten. Dagegen find dieſelben an eine ſtrenge Beachtung der Haus: 
Ordnung ebenfalls gebunden, und die ihnen nach ihren Kraͤften anzuweiſenden 
Arbeiten zu verrichten verpflichtet. 


H. 33. 


Die der Furſorge des Landarmen- Verbandes anheimfallenden Kinder 
werden in eine Provinzial⸗Schul⸗ und Erziehungs⸗Anſtalt, welche ſich dermalen 
zu Straußberg, abgeſondert von dem dortigen Landarmen⸗ und Korrektions⸗ 
Hauſe, und nur unter gemeinſchaftlicher Verwaltung mit demſelben befindet, 
untergebracht. 

Auch ſollen, ſoweit es Raum und Mittel geſtatten, verwahrloſte Kinder, 
für welche zwar nicht von dem Landarmen-Verbande, ſondern von einer aſſo⸗ 
ziüirten Gemeinde oder Gutsherrſchaft, die Fuͤrſorge auszuuͤben ſein wuͤrde, fuͤr 
deren angemeſſene Erziehung aber die entſprechenden Einrichtungen in den Hei⸗ 
mathsorten entweder uͤberhaupt fehlen, oder doch mit einem unverhaͤltnißmaͤ⸗ 
ßigen Koſtenaufwande zu beſchaffen ſein wuͤrden, in dieſe Anſtalt gegen einen 
mäßigen Verpflegungsſatz ferner aufgenommen werden. 

Auf der anderen Seite ſteht es der Landarmen-Direktion frei, die Kinder 
ſolcher der Landarmen-Pflege des Verbandes anheimgefallener Eltern, welche 
außerhalb der Landarmen-Haͤuſer durch Unterſtuͤtzungen aus den Landarmen⸗ 
Fonds verpflegt werden, an den ihren Eltern angewiefenen Aufenthaltsoͤrtern 
ebenfalls zu belaſſen, und Behufs ihrer Erziehung der Elementarſchulen in 
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dieſen Oertern ohne Verpflichtung zur Zahlung eines Schulgeldes fuͤr dieſelben 
ſich zu bedienen. 


0 N. 34. 


Die Aufſicht über die gewiſſenhafte Ausuͤbung der Ortsarmen- Pflege 
Seitens der Gemeinden und Gutsherrſchaften verbleibt zwar der Regierung, 
die Landarmen-Direktion und die derſelben untergeordneten Anſtaltsbehoͤrden, 
beziehungsweiſe die dazu kompetenten Gerichte haben jedoch bei der Unterſu— 
chung der eingehenden Denunziationen gegen Landſtreicher, Bettler und Arbeits— 
ſcheue die Eroͤrterung allemal zugleich darauf zu richten, ob etwa Seitens einer 
Gemeinde oder Gutsherrſchaft die Verpflichtungen der Ortsarmen-Pflege gegen 
den Kontravenienten vernachlaͤſſigt ſind und derſelbe durch den hieraus fuͤr ihn 
erwachſenen Nothſtand zum Betteln und Vagabondiren verleitet iſt. 

So oft ſich ein Verdacht in dieſer Beziehung gegen eine Gemeinde oder 
Gutsherrſchaft herausſtellt, iſt der vorlaͤufige Befund zu den Akten zu regiftri- 
ren und durch die Landarmen-Direktion demnaͤchſt die betreffende Regierung von 
demſelben in Kenntniß zu ſetzen, welche die Verſchuldung der denunzürten Ge: 
meinde oder Gutsherrſchaft naͤher zu unterſuchen und, falls dieſelbe hierbei 
einer Vernachlaͤſſigung ihrer Pflichten fuͤr die Ortsarmen-Pflege wirklich uͤber⸗ 
fuͤhrt werden ſollte, die durch die Aufgreifung und den Transport des von der 
Vernachlaͤſſigung betroffenen Landſtreichers, Bettlers oder Arbeitsſcheuen, ſowie 
durch deſſen Unterhalt im Landarmen-Hauſe entſtandenen Koſten der ſchuldigen⸗ 
den Gemeinde oder Gutsherrſchaft allemal zur Laſt zu legen und fuͤr den 
Landarmen-Fonds von ihr wieder einzuziehen hat. 


H. 35. ö 


B. Beſtrafung Die in dem Geſetze vom 6. Januar 1843. enthaltenen Vorſchriften uͤber 

ber Laufe das Straf⸗ und Korrektionsverfahren gegen Landſtreicher, Bettler und Arbeits— 

cher, Bettler ſcheue finden im Allgemeinen auch auf die im Bereiche des Kurmaͤrkiſchen 

ſceuen. e. Landarmen-⸗Verbandes aufgegriffenen Landſtreicher, Bettler und Arbeitsſcheuen 
volle Anwendung, und nur die Kompetenzbeſtimmung im H. 7. deſſelben erlei— 
det zur Herſtellung eines gleichartigern und wirkſamern Strafverfahrens in dem 
Bereiche des gedachten Verbandes die in den nachſtehenden Beſtimmungen ent— 
haltenen Abaͤnderungen. 


$. 36. 
1. Snaſver⸗ Alle in dem Bereiche des Kurmaͤrkiſchen Landarmen-Verbandes aufge— 


wir: 
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wirken, welchem von der abjendenden Behörde ein Transportzettel mitgegeben 
und von der Anſtaltsinſpektion nach erfolgter Ablieferung des Kontravenienten 
ein Ablieferungsſchein ausgehaͤndigt wird. 


$. 37. 


Gegen die Bettler wird, ſofern ſich die Angeſchuldigten im erſten Kon— 
traventionsfalle ohne Konkurrenz erſchwerender Umſtaͤnde befinden und daher 
die Strafe des F. 2. des Geſetzes vom 6. Januar 1843. gegen fie zur An⸗ 
wendung kommt, die Unterſuchung ſogleich nach ihrer Einlieferung von der 
Anſtaltsinſpektion vervollſtaͤndigt, und auf den Grund der geſchloſſenen und an 
die Landarmen-Direktion einzuſendenden Akten, von dieſer die verwirkte Strafe 
durch Reſolut feſtgeſetzt. 

Die Landſtreicher dagegen und diejenigen Bettler, welche wegen Bettelns 
ſchon einmal beſtraft ſind, oder unter erſchwerenden Umſtaͤnden gebettelt und 
daher nach H. 3. des allegirten Geſetzes die Strafe des F. 1. ibid. verwirkt 
haben, hat die Anſtalts-Inſpektion zur vorlaͤufigen Detention in das Korrek— 
tionshaus zwar ebenfalls aufzunehmen, die gleichzeitig eingegangenen Verhand— 
lungen uͤber den vorläufig feſtgeſtellten Thatbeſtand aber an das Gericht am 
Orte des Korrektionshauſes zur Einleitung der gerichtlichen Unterſuchung und 
Abfaſſung des Straferkenntniſſes abzugeben. 

In Beziehung auf die in den gerichtlichen Unterſuchungen gegen Land— 
ſtreicher und Bettler erwachſenen und wegen Unvermoͤgens von dem Kontrave— 
nienten ſelbſt nicht beizutreibenden unerlaͤßlichen baaren Auslagen, zu welchen 
jedoch die Detentionskoſten nur in dem Falle zu rechnen ſind, wenn die bei 
einem anderen Landarmen-Verbande aſſozürte Gerichtsobrigkeit des Heimaths— 
ortes dafuͤr aufzukommen hat, wogegen dieſelben, auch waͤhrend der Unterſu— 
chungshaft, für die beim Kurmärkiſchen Verbande aſſozürten Gerichtsobrigkei⸗ 
ten und den Kriminalfonds von dem Landarmen-Fonds uͤbertragen werden, kom⸗ 
men die Vorſchriften der Kriminalordnung zur Anwendung. 


$. 38. 


Gegen die Strafreſolute der Landarmen-Direktion ſteht den Kontrave— 
nienten innerhalb einer Friſt von zehn Tagen, vom Tage der Publikation an, 
der Rekurs an den Oberpräſidenten, gegen die Straferkenntniſſe der Gerichte 
aber das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung nach den uͤber dieſes Rechts— 
mittel beſtehenden allgemeinen Vorſchriften offen. 


§. 39. 

Die Vollſtreckung der Strafe, gleichviel ob ſie von der Landarmen— 
Direktion oder von dem Gerichte feſtgeſetzt und ohne Unterſchied, ob auf Ge— 
faͤngniß oder Strafarbeit erkannt worden, erfolgt allemal in dem Korrektions— 
hauſe des Verbandes, in welches der Kontravenient eingeliefert worden. 

Die Koſten der Vollſtreckung der von der Landarmen- Direktion feſtge⸗ 
ſetzten Strafen traͤgt der Landarmen-Fonds. In Betreff der Koſten der Voll- 
ſtreckung gerichtlich erkannter Strafen gilt die Vorſchrift des H. 37. 
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§. 40. 
b. gegen Bett. Die Fuͤhrung der Unterſuchung, ſowie die Feſtſetzung und Vollſtreckung 


lden Wehn. der verwirkten Strafen gegen diejenigen Bettler, welche in ihrem Wohnorte 

orte beim Ba. beim Betteln betroffen werden, liegt, wenn auf die Kontravention die Strafe 

winden een des H. 2. des Geſetzes vom 6. Januar 1843. zur Anwendung kommt, der 
Polizeibehörde dieſes Ortes, falls aber die Kontravention zur Beſtrafung nach 
dem F. 1. ibid. angethan iſt, denjenigen Gerichten ob, welche nach den beſte⸗ 
henden allgemeinen Kompetenzvorſchriften zur Verwaltung der Kriminalgerichts: 
barkeit in dem bezeichneten Orte innerhalb des nach dem Geſetze zu erkennen— 
den Strafmaaßes uͤberhaupt kompetent ſind. 


F. 41. 


Gegen die Strafreſolute der Polizeibehörden ſteht den Kontravenienten 
innerhalb einer zehntägigen Friſt, vom Tage der Publikation an, der Rekurs 
an die Regierung offen, wogegen für die zuläfjigen Rechtsmittel gegen die ge— 
richtlichen Straferkenntniſſe die hierüber beſtehenden allgemeinen Vorſchriften 
maaßgebend ſind. 


§. 42. 


Das in den vorſtehenden H. 40. und 41. angeordnete Verfahren findet 
in gleicher Weiſe gegen diejenigen ſtatt, welche Kinder zum Betteln anleiten 
oder ausſchicken. (§. 4. des Geſetzes vom 6. Januar 1843.) i 


$. 43. 


Die nach $. 5. des Geſetzes vom 6. Januar 1843. gegen diejenigen, 
welche ihrer Gewalt oder Aufſicht untergebene und zu ihrer Hausgenoſſenſchaft 
gehörende Perſonen vom Betteln abzuhalten unterlaſſen, zu verhaͤngende Strafe 
bis zu 8 Tagen Gefaͤngniß wird von der Ortspolizeibehoͤrde feſtgeſetzt und 
vollſtreckt. Ebenſo verfallen unmuͤndige, in- oder außerhalb ihres Wohnortes 
beim Betteln betroffene Kinder lediglich der Korrektion der Polizeibehörde ihres 
Angehoͤrigkeitsorts, und duͤrfen dieſelben in die Korrektionshaͤuſer des Land- 
armen⸗Verbandes nur in dem Falle eingeliefert werden, wenn ihr Angehörig- 
keitsort zweifelhaft oder unbekannt, oder ſie in Gemeinſchaft mit ihren außer⸗ 
halb ihres Wohnortes bettelnden Eltern beim Betteln betroffen ſein ſollten. 


F. 44. 


ehr Gegen die Arbeits ſcheuen aller drei im H. 6. des Geſetzes vom 6. Ja⸗ 

beſſsſchene. nuar 1843. aufgeführten Kategorieen wird die Unterſuchung, wenn ſich die 
Angeſchuldigten im erfien Kontraventionsfalle befinden, von der Polizeibehoͤrde 
ihres Wohnortes geführt und die geſchloſſenen Unterſuchungsakten werden von 
derſelben an die Landarmen⸗Direktion zur Entſcheidung eingereicht. 

Wird von der letztern die Denunziation fir begruͤndet anerkannt, fo hat 
dieſelbe das Strafreſolut abzufaſſen und mit der Publikation ugleich die Ein⸗ 
lieferung des Denunziaten in das Landarmen⸗Haus Behufs Vollſtreckung der 
Strafe nach befchrittener Rechtskraft des Reſoluts (F. 38.) anzuordnen. 5. 45 

. 40. 


FE 


$. 45. 


Gegen rücfällige Arbeitsſcheue aller drei in dem vorſtehenden Para⸗ 
raphen bezeichneten Kategorien wird dagegen von den Polizei-Behoͤrden ihres 

Wohnortes nur der Thatbeſtand vorlaͤufig feſtgeſtellt und mit den hieruͤber 
aufgenommenen Verhandlungen der Kontravenient in das Landarmen⸗Haus 
abgeliefert, woſelbſt, nach den, in den $$. 36 — 39. enthaltenen Beſtimmungen 
über das Verfahren gegen Landſtreicher und ruͤckfaͤllige Bettler von dem Ge⸗ 
richte am Orte die Unterſuchung gefuͤhrt und das Straferkenntniß abgefaßt 
en 1 5 beſchrittener Rechtskraft in dem Landarmen-Hauſe auch voll— 
ſtreckt wird. 

Um jedoch der Einlieferung von Angeſchuldigten, gegen welche nach dem 
Geſetze von Anfang an keine genuͤgende Veranlaſſung zur Einleitung der Un⸗ 
terſuchung vorlag und daher demnaͤchſt die Freiſprechung Seitens des Gerichts 
erfolgen muß, zur Vermeidung der dadurch vergeblich erwachſenden Transport— 
und Detenstionskoſten moͤglichſt vorzubeugen, ſollen die Ortspolizeibehoͤrden auf 
dem platten Lande die aufgenommenen Verhandlungen zur vorlaͤufigen Feſt⸗ 
ſtellung des Thatbeſtandes zunaͤchſt dem Landrathe des Kreiſes zur Prüfung 
vorlegen und nur mit der ausdruͤcklich erklaͤrten Zuſtimmung deſſelben den 
Transport des Angeſchuldigten in das Landarmen-Haus einleiten duͤrfen. 

$. 46. 

Zur mehreren Sicherſtellung der Beweisfuͤhrung in den gegen die ſoge— 
nannten Wohnungs⸗Ertrotzer zu führenden Unterſuchungen muß die nach $. 
6. Nr. 3. des Geſetzes vom 6. Januar 1843. von der Ortspolizei⸗Behöoͤrde 
zu beſtimmende Friſt, innerhalb deren ſich der Obdachsloſe ein anderweites Un⸗ 
terkommen zu verſchaffen hat, dem letztern allemal von der Ortspolizei⸗Be⸗ 
hoͤrde in einem von ihm zu vollziehenden Protokolle angekuͤndigt und darin die 
Belehrung uͤber die ihn im Nichtbeachtungsfalle treffende geſetzliche Strafe 
mit aufgenommen werden. 

$. 47. 

Die Koften der Detention und der Unterhaltung der Arbeitsſcheuen aller 
drei Kategorien des F. 6. des Geſetzes vom 6. Januar 1843. in den Land⸗ 
armen⸗Haͤuſern während der Unterſuchungs- wie Strafhaft, desgleichen die 
Koſten des nach den Vorſchriften des $. 36. zu bewirkenden Transports der⸗ 
ſelben in die Landarmen-Haͤuſer, werden von dem Landarmen- Fonds 
getragen. 


$. 48, 


Die Landftreicher und diejenigen Arbeitsſcheuen und außerhalb ihres2toreltions- 
Wohnortes aufgegriffenen Bettler, welche durch gerichtliches Erkenntniß zu der * 
im H. 1. des Geſetzes vom 6. Januar 1843. angedrohten Strafe verurtheilt 
find, hat die Landarmen⸗Direktion nach abgeſeſſener Strafzeit, ſofern fie Aus⸗ 
laͤnder ſind, aus dem Lande zu weiſen, die Inlaͤnder aber auf den von ihr 
unter forgfältiger Beurtheilung der aus den Unterſuchungs-Akten ſich ergeben⸗ 
den perſoͤnlichen und Fuͤhrungs-Verhaͤltniſſe derſelben, feſtzuſetzenden Zeitraum 
(Nr. 2932.) inner⸗ 


b 


innerhalb des im $. 8. des allegirten Geſetzes angegebenen hoͤchſten Maaßes 
Behufs ihrer Korrektion im Landarmen⸗Hauſe ferner zu detiniren. 

In gleicher Weiſe ſollen die in ihrem Wohnorte aufgegriffenen Bettler, 
welche wegen Ruͤckfaͤlligkeit oder Bettelns unter erſchwerenden Umſtaͤnden die 
Strafen des $. 1. a. a. O. erlitten haben, und diejenigen Perſonen, welche we— 
gen Wiederholung des im F. 4. ebendaſelbſt gedachten Vergehens der Anlei⸗ 
tung oder Ausſchickung von Kindern zum Betteln beſtraft ſind, nach abgebuͤß— 
ter Strafe Behufs ihrer Korrektion in das Landarmenhaus abgeliefert werden, 
und es haben daher die Gerichte, von welchen die Unterſuchung gefuͤhrt iſt, 
die daruͤber verhandelten Akten ſogleich nach rechtskraͤftiger Entſcheidung der 
Landarmen-⸗Direktion zur Feſtſetzung der Detentionszeit einzuſenden und, ſobald 
die erkannte Strafe abgeſeſſen iſt, den Transport des Korrigenden in das Land— 
armenhaus nach den im H. 36. gegebenen naͤheren Beſtimmungen auf Koſten 
des Landarmen⸗Fonds einzuleiten. i 

Die Koſten der Detention Behufs der Korrektion fallen dem Landarmen— 
Fonds zur Laſt. 


$. 49. 


Die Einſperrung Behufs der Korrektion nach verbuͤßter Strafe iſt nicht 
als eine weitere Strafe zu betrachten, vielmehr iſt der Zweck dieſer Einſperrung 
die Beſſerung der eingelieferten Kontravenienten und ihre Zuruͤckfuͤhrung zu 
einem ehrlichen Broderwerbe. 1 

Die Verwaltung der Korrektionsanſtalt wird hierbei einerſeits das ſtrengſte 
Anhalten der Korrigenden zur Arbeit, zum puͤnktlichen Gehorſam und zu einer 
regelmaͤßigen Lebensweiſe, namentlich zur unbedingten Vermeidung des Ge⸗ 
nuſſes von Branntwein oder anderer ſpiritubſer Getränke, andererfeits aber eine 
humane und ſtreng unparteiiſche Behandlung derſelben, die Fuͤrſorge für ihr 
kuͤnftiges ehrliches Fortkommen, wohin namentlich die Eröffnung der Moͤglich⸗ 
keit, durch ihren Nebenverdienſt ſich allmaͤlig einen kleinen Fonds zur Begruͤn⸗ 
dung eines ſelbſtſtaͤndigen Broderwerbes anſammeln zu koͤnnen, zu rechnen iſt, 
und hauptſaͤchlich die Einwirkungen des Seelſorgers der Anſtalt auf das Ge— 
11 derſelben als die Mittel zu betrachten haben, um dieſen Zweck zu er— 
reichen. 

Die naͤheren Inſtruktionen zur Sicherung deſſelben bleiben der Haus⸗ 
Ordnung vorbehalten, welche fuͤr jede Korrektionsanſtalt zu ertheilen iſt. 


$. 50. 


Nach Ablauf der feſtgeſetzten Detentionszeit hat die Inſpektion der An⸗ 
ſtalt, nach zuvor eingeholter Autoriſation der Landarmen⸗Direktion, den Korri⸗ 
genden mit einem auf die nächfte Route beſchraͤnkten Paſſe, und mit einem 
ſeinen nothduͤrftigen Unterhalt auf der Reiſe deckenden Zehrpfennig, ſoweit 
nicht der aufgeſammelte eigene Vermoͤgensbeſtand des Korrigenden denſelben 
entbehrlich macht, wenn er einen Angehörigkeitsort hat, nach demſelben, wo 
nicht, nach dem Orte zu entlaſſen, wo derſelbe ſeinen Broderwerb zu finden 


glaubt. 
Sie 


1 


Sie iſt jedoch verpflichtet, der Polizeibehörde dieſes Ortes ſchon vorher 
von dem Eintreffen des Korrigenden Nachricht zu geben. 


$. 51. 


Sollte ſich der entlaſſene Korrigende binnen 4 Wochen nach ſeiner Ent— 
laſſung aus der Korrektionsanſtalt über einen zu feinem Fortkommen hinrei⸗ 
chenden Erwerb nicht ausweiſen, ſo iſt von der Landarmen-Direktion auf den 
Antrag der Ortsbehoͤrde ſeines dermaligen Aufenthalts, ſofern dieſer uͤberhaupt 
noch im Bereiche des Landarmen-Verbandes der Kurmark ſtattfindet, deſſen 
1 in die Anſtalt bis zur Fuͤhrung dieſes Nachweiſes an— 
uordnen. 

? Auf der andern Seite foll es der Landarmen⸗Direktion in einzelnen 
Faͤllen, wo ſich ein Korrigende durch muſterhafte Fuͤhrung in der Anſtalt des 
Vertrauens beſonders wuͤrdig gemacht hat, und zugleich eine beſtimmte Gele— 
genheit zum ehrlichen Broderwerbe außerhalb derſelben nachweiſen kann, auf 
den Antrag der Anſtaltsinſpektion freiſtehen, denſelben noch vor dem Ablaufe 
der urſpruͤnglich feſtgeſetzten Detentionszeit aus dem Hauſe zu entlaſſen. 


$. 52. 


Die Zwecke des Landarmen-Verbandes erſtrecken ſich endlich auf die C. Heilung und 
fichere Verwahrung und Heilung der Geiſteskranken aus den aſſozürten Lan⸗ Nahrung der 
destheilen. } Geiſteskran⸗ 

Das über die Bedingungen der Aufnahme der Geiſteskranken in die ken. 
dazu beſtimmten Anſtalten und deren Behandlung in denſelben beſtehende be⸗ 
ſondere Reglement vom 16. April 1802. ſoll, mit Ruͤckſicht auf die Fortſchritte 
der neueren Zeit in dem Heilverfahren gegen Gemuͤthskranke, ebenfalls einer 
ſorgfaͤltigen Reviſion und Umarbeitung unterworfen werden. 


§. 53. 


Damit die Theilnahme Unſerer getreuen Unterthanen in den bei dem Schluß Be⸗ 
Landarmen-Verbande der Kurmark aſſozürten Landestheilen an den für das himmungen. 
Gemeinweſen ſo wohlthaͤtigen Anſtalten deſſelben ſtets rege erhalten werde, hat 
die Landarmen-⸗Direktion alljährlich nach dem Rechnungsabſchluſſe die Reſultate 
der Verwaltung in Beziehung auf die Landarmen-Pflege, das Korrigenden- 
weſen und die Heilung und Pflege der Gemuͤthskranken in einer ſummariſchen 
Nachweiſung durch die Amtsblätter Unſerer Regierungen zu Potsdam und 
Frankfurt a. d. O. zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 14. Januar 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Uhden. v. Duͤesberg. 
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(Nr. 2933.) Geſetz über das Deichweſen. Vom 28. Januar 1848. 


cee on Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
79,41 5980 wie; pcs, Preußen ꝛc. ꝛc. 


I. Deiche, die 


zu keinem 
Deichverban⸗ 
de gehören. 


verordnen, da die beſtehenden Geſetze uͤber das Deichweſen ſich als unzureichend 
erwieſen haben, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, nach Anhoͤrung 
Unſerer getreuen Stände, und nach vernommenem Gutachten Unſeres Staats⸗ 
Raths, für alle Theile Unſerer Monarchie was folgt: 


854 

Deiche oder aͤhnliche Erhoͤhungen der Erdoberfläche, welche die Ausbrei⸗ 
tung der zeitweiſe aus ihren Ufern tretenden Gewaͤſſer beſchraͤnken, dürfen in 
der ganzen Breite, welche das Waſſer bei der hoͤchſten Ueberſchwemmung ein⸗ 
nimmt (Inundationsgebiet), nicht anders als mit ausdrücklicher Genehmigung 
der 3 neu angelegt, verlegt, erhöht, ſowie ganz oder theilweiſe zerflört 
werden. 

Wer dieſem Verbote zuwider handelt, ſoll polizeilich nicht nur mit einer 
Geldbuße bis zu funfzig Thalern beſtraft, ſondern auch, wenn es erforderlich 
iſt, zur Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes angehalten werden. 

Auf Schutzmaaßregeln, welche in Nothfaͤllen für die Dauer der Gefahr 
getroffen werden, finden dieſe Vorſchriſten keine Anwendung. 


8. 

Vor Ertheilung der Genehmigung (F. 1.) hat die Regierung nach ihrem 
Ermeſſen in erheblicheren Faͤllen die Betheiligten 2 hören. 

Iſt es ungewiß, welche Perſonen als betheiligt zu betrachten ſind, ſo 
kann die Regierung eine oͤffentliche Aufforderung mit der Verwarnung erlaſſen, 
daß diejenigen, welche ſich binnen der zu bezeichnenden Friſt nicht gemeldet 
haben, mit ſpaͤteren Einwendungen nicht mehr gehoͤrt werden ſollen. 

Eine ſolche Aufforderung iſt zweimal in die Amtsblaͤtter des Regierungs⸗ 
Bezirks einzuruͤcken, und in den betreffenden Gemeinden auf die ortsuͤbliche 
Weiſe bekannt zu machen. 


§. 3. 
Die Genehmigung zu einer Anlage, Verlegung oder Erhöhung (F. 1.) 
iſt zu verſagen, wenn, nach dem Urtheile der Regierung, das nothwendige 
Abflußprofil des Hochwaſſers dadurch beſchraͤnkt werden wuͤrde. 


§. 4. 

Iſt ein ſchon vorhandener, zum Schutz der Laͤndereien mehrerer Beſitzer 
dienender Deich ganz oder theilweiſe verfallen, oder durch Naturgewalt zer⸗ 
ſtört, fo kann die Regierung fordern, daß derſelbe, nach ihrer Anweiſung, bis 
W Hoͤhe und Staͤrke wieder hergeſtellt werde, welche er fruͤher ge— 
habt hat. 

Auch 


wer 


Auch ift die Regierung berechtigt, in Anſehung der Deiche dieſer Art 
diejenigen Maaßregeln vorzuſchreiben, welche erforderlich find, um deren Er— 
haltung in ihrem isherigen Umfange und Zuſtande zu ſichern. 


§. 5. 
Die Regierung iſt ermaͤchtigt, Diejenigen, welche den Deich zu erhalten, 
oder wiederherzuſtellen verpflichtet ſind, hierzu durch Exekution anzuhalten. 


$. 6. 

Iſt es ungewiß oder ſtreitig, wer zur Unterhaltung oder Wiederher⸗ 
ſtellung des Deichs verpflichtet fei, fo kann die Regierung die Leiſtungen in⸗ 
terimiſtiſch von Demjenigen fordern, welcher den Deich ſeither unterhalten hat, 
oder wenn dieſer unbekannt oder nicht leiſtungsfaͤhig iſt, von denjenigen Grund⸗ 
beſitzern, deren Grundſtuͤcke, nach dem Ermeſſen der Behoͤrde, durch den Deich 
geſchuͤtzt werden. Kann die Ermittelung dieſer Grundbeſitzer nicht fo ſchnell 
geſchehen, als die Dringlichkeit des Falles es erfordert, ſo ſteht der Regierung 
frei, die ſaͤmmtlichen Grundbeſitzer derjenigen Ortſchaften, in deren Ortsfeld⸗ 
mark oder Gemeindebezirke der Deich belegen iſt, zu den noͤthigen Leiſtungen, 
nach Verhaͤltniß ihres Grundbeſitzes, anzuhalten, ohne Ruͤckſicht darauf, ob 
dieſe Grundbeſitzer zur Gemeinde gehoͤren oder nicht. 


$. 7. 

Die Regierung ſetzt in einem ſolchen Falle (F. 6.) durch ein Reſolut 
feſt, wer die Baulaſt interimiſtiſch zu tragen hat, und wie die Beitraͤge zu 
vertheilen ſind. 

Gegen ein ſolches Reſolut iſt der Rekurs an das Finanzminiſterium zu⸗ 
laͤſſig; derſelbe muß jedoch innerhalb einer vierwoͤchentlichen, mit dem naͤchſten 
Tage nach der Mittheilung des Reſoluts beginnenden praͤkluſiviſchen Friſt bei 
der Regierung angemeldet und gerechtfertigt werden. Erfolgt innerhalb Die: 
ſer Friſt nur die Anmeldung, ſo ſind die Verhandlungen ohne Weiteres zur 
Entſcheidung uͤber den Rekurs an das Miniſterium einzuſenden, und ſpaͤter an⸗ 
gebrachte neue Thatſachen oder Ausfuͤhrungen nicht zu beruͤckſichtigen. 

Die Vollſtreckung des Reſoluts wird durch die Einlegung des Rekurſes 
nicht aufgehalten. 


$. 8. 

Den zur Unterhaltung oder Wiederherſtellung eines Deichs interimiſtiſch 
Herangezogenen bleibt vorbehalten, ihre Anſpruͤche auf Erſtattung ihrer Bei⸗ 
traͤge oder des Werths ihrer Leiſtungen im Rechtswege gegen die eigentlich 
Verpflichteten geltend zu machen. 


H. 5 
Die von der Regierung ausgeſchriebenen Beitraͤge und Leiſtungen ſind 
den offentlichen Laſten gleich zu ſtellen, und haben in Kolliſionsfaͤllen vor den— 
ſelben den Vorzug. 
(Nr, 293.) * $. 10. 


ar. 33 


$. 10. 


In denjenigen Fällen, in welchen eine interimiſtiſche Regulirung der 
Baulaſt hat erfolgen muͤſſen ($$. 6. und 7, liegt der Regierung ob, zur Re⸗ 
gelung der kuͤnftigen Leiſtungen durch Bildung eines Deichverbandes (F. 11. 
und folgende), auch ohne Antrag der Betheiligten, die erforderliche Einleitung 
u treffen. 105 
Zeigt ſich bei naͤherer Eroͤrterung die Bildung eines Deichverbandes 
nicht als erforderlich, ſo iſt die Regierung die fernere Erhaltung des Deiches 
zu verlangen nicht mehr befugt. Die Betheiligten ſind von dieſer Lage der 
Sache in Kenntniß zu ſetzen. N 

Der Einleitung zu einem Deichverbande bedarf es nicht, wenn durch 
Anerkenntniß oder im Rechtswege ein Verpflichteter ermittelt und derſelbe lei— 
ſtungsfaͤhig iſt. 

§. 11. 


II., Deichver⸗ Iſt es zur Abwendung gemeiner Gefahr oder zur erheblichen Foͤrderung 

Hande. der Landeskultur erforderlich, Deiche und dazu gehörige Sicherungs- und Me: 
liorationswerke anzulegen, zu erweitern, oder zu erhalten, jo ſollen die Beſitzer 
ſaͤmmtlicher der Ueberſchwemmung ausgeſetzten Grundſtuͤcke zur gemeinſamen 
Anlegung und Unterhaltung der Werke unter landesherrlicher Genehmigung zu 
Deichverbaͤnden vereinigt werden. Zuvor find jedoch alle Betheiligte, nöthigen- 
falls nach Erlaſſung eines öffentlichen Aufgebots, welches die im F. 2. be 
ſtimmte Wirkung hat, mit ihren Anträgen zu hören. 


§. 12. 


Eine ſolche Vereinigung ſoll insbeſondere in folgenden Faͤllen herbeige— 
fuͤhrt werden: g } 

a) wenn es darauf ankommt, die Grundbeſitzer einer noch unverwallten 
Niederung zur Anlegung und ferneren Erhaltung von Deichen und Me— 
liorationswerken zu verpflichten; 5 

p) wenn die Grundbeſitzer einer ſchon verwallten Niederung zur Verbeſſe⸗ 
rung und Unterhaltung von Deichen und Meliorationswerken, welche 
ſeither nur von einzelnen Betheiligten angelegt und unterhalten wurden, 
verbindlich zu machen ſind; 

c) wenn dergleichen Deiche und die mittelſt derſelben geſchuͤtzten Grund⸗ 
beſitzer einem ſchon beſtehenden Deichverbande angeſchloſſen werden 


ſollen; 

d) wenn Verwaltungs- und Meliorationsanlagen ſchon beſtehender Deich- 
verbaͤnde erweitert, und auf unverwallte Grundſtuͤcke der noch nicht zum 
Deichverbande gehoͤrenden Beſitzer ausgedehnt werden ſollen; 


H. 13. 

Grundbeſitzer, welche derſelben Niederung angehoͤren, und mit Ruͤckſicht 
auf die Lage ihrer Grundſtuͤcke ein gemeinſchaftliches Intereſſe haben, ſollen in 
der Regel zu Einem Deichverbande vereinigt werden. Eine Ausnahme kann 

e na⸗ 


1 


namentlich dann geſtattet werden, wenn fuͤr einen Theil der Niederung der 
Zweck mit erheblich geringeren Koſten erreicht werden kann. 


§. 14. 
Mehrere Deichverbaͤnde, welche ein gemeinſchaftliches Intereſſe ruͤckſicht⸗ 
lich der Erhaltung ihrer Deiche haben, konnen mit landesherrlicher Genehmi— 
ung entweder zu Einem Deichverbande vereinigt, oder unter eine gemeinſame 
eichverwaltung geſtellt und zur gegenſeitigen Unterftügung bei Durchbruͤchen 
und anderen außerordentlichen Beſchaͤdigungen der Deiche verpflichtet werden. 


$. 15. 


Fuͤr jeden Deichverband iſt ein landesherrlich zu vollziehendes Statut 
abzufaſſen, in welchem folgende Gegenſtaͤnde naͤher zu beſtimmen ſind: 


a) der Umfang des Sozietaͤtszweckes, 

b) die Deichpflicht oder die Art und Vertheilung der zur Anlegung und Un— 
terhaltung der Schutz- und Meliorationswerke erforderlichen Beitraͤge 
und Leiſtungen, 

c) A — 51 Grundbeſitzern zu uͤbernehmenden Beſchraͤnkungen des Ei- 

7 

d) das den Staatsbehoͤrden beizulegende Recht der Oberaufſicht, 

e) die Organiſation, fo wie die Befugniſſe und Pflichten der Deichverwal- 
tungs⸗Behoͤrde, f 

1) das Recht der Deichgenoffen, perſoͤnlich oder durch Abgeordnete bei der 
Verwaltung der Deichangelegenheiten mitzuwirken, 

g) die Folgen der Ausdeichung. 


$. 16. 


Die Deichpflicht ($. 15 b.) muß von allen einzelnen, durch die Deich- 
und Meliorationswerke geſchuͤtzten oder verbeſſerten ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcken, 
Hof: und Bauſtellen, auch wenn dieſelben ſonſt von den gemeinen Laſten be⸗ 
freit oder dabei bevorrechtet find, nach dem im Statute zu beftimmenden Maaß⸗ 
ſtabe N getragen werden. Als Vertheilungsmaaßſtab iſt in der Regel 
das Verhaͤltniß des abzuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vortheils 
anzunehmen; aus beſonderen Gruͤnden kann jedoch ein anderer Vertheilungs— 
Maaßſtab zugelaſſen werden. 

Eine Befreiung von der Deichpflicht kann kuͤnftig auf keinerlei Weiſe, 
auch nicht durch Verjaͤhrung, erworben werden. 


F. 17. 


Die Vertheilung der Deichpflicht unter die Deichgenoſſen erfolgt ſelbſt 
dann nach den Grundſaͤtzen des $. 16., wenn dieſe Pflicht bis dahin auf 
Grund ſpezieller Rechtstitel zwiſchen dieſen Perſonen in anderer Art ver⸗ 
theilt war, oder Einzelne danach von Anderen ganz uͤbertragen werden mußten. 

(Fr. 2933.) In 


In solchen Fällen koͤnnen aber die durch einen ſpeziellen Rechtstitel Be⸗ 
rechtigten Entſchaͤdigung fuͤr die, erſt durch den Deichverband ihnen auferlegten 
Leiſtungen von den durch jenen Titel Verpflichteten, nach Maaßgabe deſſelben, 
in ſoweit fordern, als dieſe Leiſtungen ſchon vor Errichtung des Deichverban- 
des zur Erhaltung oder Wiederherſtellung der fruͤheren Schutzanlagen noth⸗ 
wendig waren. ar 

Die Verpflichtung zu ſolchen Entſchaͤdigungen kann gegen eine verhält 
nißmaͤßige Vergütung abgelöft werden. 


F. 18. 


Die in einem Deichverbande zu leiſtende Deichpflicht ruht unabloͤslich 
auf den Grundſtuͤcken, iſt den öffentlichen Laſten gleich zu achten und hat in 
Kolliſionsfaͤllen vor denſelben den Vorzug. 


H. 19. 


Die Erfuͤllung der Deichpflicht kann von der Deichverwaltungs⸗Behörde 
in eben der Art, wie dies bei den öffentlichen Laſten zulaͤſſig iſt, durch Exeku⸗ 
tion erzwungen werden. Dieſe Exekution findet auch Statt gegen Paͤchter, 
Nutznießer oder andere Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich 
ihres Regreſſes an den eigentlich Verpflichteten. 


H. 20. 


Die Eigenthuͤmer der eingedeichten Grundſtucke und Vorlaͤnder find ver- 
pflichtet, auf Anordnung der Deichbehoͤrde, dem Verbande den zu den Schutz⸗ 
und Meliorationsanlagen erforderlichen Grund und Boden gegen Vergütung 
abzutreten, desgleichen die zu jenen Anlagen noͤthigen Materialien an Sand, 
5 5 Raſen u. ſ. w. gegen Erſatz des durch die Fortnahme derſelben ihnen 
entftandenen Schadens zu uͤberlaſſen. Der außerordentliche Werth iſt bei Feſt⸗ 
ſetzung der Verguͤtung oder Entſchaͤdigung nicht in Anrechnung zu bringen. 


$. 21. 

Auch diejenigen Beſchraͤnkungen des Eigenthums, denen fich die nicht 
um Deichverbande gehörenden Beſitzer des Vorlandes, oder der am Flußufer, 
in der Nähe der Deiche, oder der gemeinſchaftlichen Gräben und Schleusen 
e Grundſtuͤcke zu unterwerſen haben, ſind in dem Deichſtatute naͤher zu 
eſtimmen. 


§. 22. 


Streitigkeiten uͤber die Fragen, ob ein Grundſtück nach H. 16. deich⸗ 
pflichtig iſt, oder wie die Deichlaſt zu vertheilen iſt, ſind mit Ausſchluß des 
Rechtsweges, von den Verwaltungsbehoͤrden zu entſcheiden. 


H. 23. 
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$. 23. 
Die bei Publikation des gegenwärtigen Geſetzes vorhandenen Deichord⸗ 
nungen und Statute bleiben zwar in Kraft, doch ſollen diejenigen, bei denen 
es erforderlich erſcheint, einer Reviſion unterworfen werden. Ihre Abaͤnderung 


und Aufhebung kann nur unter landesherrlicher Genehmigung erfolgen. 


§. 24. 


Die Regierung iſt befugt, eine ſolche Benutzung der Deiche, welche deren II. Gemein- 
8 8 7 7 e Beſtim⸗ 
Widerſtandsfaͤhigkeit zu ewa geeignet iſt, zu beſchraͤnken oder ganz zu . 
unterſagen. Werden hierdurch wohlerworbene Rechte eingeſchraͤnkt oder aufge- 
hoben, ſo hat der zur Unterhaltung des Deiches Verpflichtete den Berechtigten 
zu entſchaͤdigen. 


§. 25. 


Iſt die Erhaltung eines Deiches zur Sicherung einer Niederung gegen 
Ueberſchwemmung nothwendig, fo muͤſſen bei drohender Gefahr, nach Anord- 
nung der Polizeibehoͤrde, alle Bewohner der bedrohten und noͤthigenfalls auch 
der benachbarten Gegend zu den Schutzarbeiten unentgeltlich Huͤlfe leiſten und 
die erforderlichen Arbeitsgeraͤthe und Transportmittel mit zur Stelle bringen. 

Die Polizeibehoͤrde kann die in ſolchen Fällen nöthigen Maaßregeln ſofort 
durch Exekution zur Ausführung bringen; fie ift befugt, die Verabfolgung der 
zur Abwehr der Gefahr dienlichen Materialien aller Art, wo ſolche ſich finden 
moͤgen, zu fordern, und dieſe muͤſſen mit Vorbehalt der Ausgleichung unter den 
Verpflichteten, und der Erſtattung des Schadens, bei dem jedoch der außeror⸗ 
Du Werth nicht in Anrechnung kommt, von den Beſitzern verabfolgt 
werden. 


H. 26. 

Auf Deiche, die zu einem Deichverbande gehören, findet die Vorſchrift 
des H. 25. nur in ſoweit Anwendung, als das Deichſtatut nicht andere Beſtim— 
mungen enthält. 


8. N. 


In Beziehung auf die Anlegung oder Veraͤnderung von Deichen oder 
Meliorationswerken, welche auf die Vertheidigungsfaͤhigkeit der Feſtungen ein⸗ 
zuwirken geeignet find, bewendet es bei der Vorſchrift des §. 12. des Regu⸗ 
lativs vom 1%. September 1828. über das Verfahren bei baulichen Anlagen oder 
ſonſtigen Veränderungen der Erdoberfläche innerhalb der naͤchſten Umgebungen 
der Feſtungen. 


$. 28. 


Alle von dem gegenwaͤrtigen Geſetze abweichende Beſtimmungen der 
allgemeinen Landesgeſetze oder der fuͤr einzelne Landestheile beſtehenden Verord— 
(Nr, 2933.) nun⸗ 
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nungen, namentlich die HH. 63. bis 65. Titel 15. Thl. II. des Allgemei 
Landrechts, werden hierdurch aufgehoben. ee 


ef e unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 28. Januar 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Ühden. o. Duͤesberg. 


Beglaubigt: 
Bode. 
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